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Informationsbrief 04/2014 
für 
GmbH-Gesellschafter bzw. -Geschäftsführer 
 
 

1. Zur Geschäftsführerhaftung: Nicht abgeführte Lohnsteuer an das Finanzamt 

Kernaussage 
Das Prinzip der Gesamtverantwortung eines jeden gesetzlichen Vertreters verlangt 
zumindest eine gewisse Überwachung der Geschäftsführung im Ganzen. Selbst bei 
Vorliegen einer klaren, eindeutigen und schriftlichen Aufgabenverteilung unter den 
Geschäftsführern muss der nicht mit den steuerlichen Angelegenheiten einer Gesell-
schaft betraute Geschäftsführer einschreiten, wenn die Person des anderen Ge-
schäftsführers oder die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft dies erfordern. 

Sachverhalt 
Der Kläger war zusammen mit dem H. Geschäftsführer einer GmbH. Im Jahr 2010 war 
für die beschäftigten Arbeitnehmer für mehrere Monate keine Lohnsteuer an das Fi-
nanzamt (FA) abgeführt worden. Nach erfolglosen Vollstreckungsmaßnahmen bei der 
GmbH nahm das FA den Kläger mit einem Haftungsbescheid in Anspruch. Der Kläger 
legte gegen den Haftungsbescheid Einspruch ein und machte geltend, dass nach ei-
ner internen Zuständigkeitsvereinbarung nur der H. für die Erledigung steuerlicher 
Aufgaben zuständig gewesen sei. Er selbst sei seiner Überwachungspflicht nachge-
kommen, indem er sich in regelmäßigen Abständen darüber informiert habe, dass die 
steuerlichen Pflichten der Gesellschaft erfüllt worden seien. Nach erfolglosem Ein-
spruch klagte der Kläger. 

Entscheidung 
Die Klage hatte keinen Erfolg. Trotz der internen Aufgabenverteilung haftet hier der 
Kläger. Aus dem Prinzip der Gesamtverantwortung folgt die Pflicht zu einer gewissen 
Überwachung etwaiger anderer Geschäftsführer. Zwar kann durch eine interne Auf-
gabeverteilung die Verantwortlichkeit des einzelnen Geschäftsführers beschränkt 
werden. Allerdings muss diese Aufgabeverteilung schriftlich fixiert sein, was vorlie-
gend nicht der Fall war. Aber selbst bei Vorliegen einer klaren schriftlichen Aufgaben-
verteilung muss der nicht mit den steuerlichen Angelegenheiten einer Gesellschaft 
betraute Geschäftsführer einschreiten, wenn die Person des anderen Geschäftsfüh-
rers oder die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft dies erfordern. Dies gilt etwa in fi-
nanziellen Krisensituationen. Außerdem muss er dafür sorgen, dass er im Fall des Ein-
tritts einer solchen Krise rechtzeitig davon erfährt. Vorliegend fehlte es an einem Ein-
schreiten, konkret hätte der Kläger darauf hinwirken müssen, dass die Löhne nur ge-
kürzt ausgezahlt werden und die Lohnsteuer abgeführt werden kann. 
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Konsequenz 
Durch die rechtskräftige Entscheidung wird die Haftungsbeschränkung durch Res-
sortverteilung extrem eingeschränkt und die Geschäftsführerhaftung ausgeweitet. 

 

2. Zu § 8a Abs. 1 Nr. 2 KStG a. F.: "Sonst gleichen Umstände" 

Kernaussage 
Die unechte Rückwirkung des § 8a Abs. 1 Nr. 2 Körperschaftsteuergesetz (KStG) in 
der im Jahr 2004 geltenden Fassung (a. F.) ist verfassungsgemäß. Für die Jahre vor 
2004 sind gelockerte Nachweispflichten anzuwenden. Der Nachweis, dass ein Darle-
hen unter sonst gleichen Umständen auch von einem fremden Dritten gewährt wor-
den wäre, ist jedoch nicht bereits dadurch erbracht, dass das Darlehen zu ähnlichen 
Bedingungen gegeben wurde, wie sie der Konzernmutter durch den Dritten einge-
räumt wurden. 

Sachverhalt 
Die Klägerin (F-Inc.) ist eine in den USA ansässige Kapitalgesellschaft, die über zahl-
reiche Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in Europa schließlich mittelbar an einer 
in Deutschland ansässigen doppelstöckigen Personengesellschaft beteiligt war. Im 
Jahr 2000 hatte die deutsche F-KG zahlreiche konzerninterne Darlehen aufgenom-
men, um den Erwerb der ebenfalls deutschen FWP-KG zu finanzieren, an der die Klä-
gerin mittelbar zu 100 % beteiligt war. Darunter befand sich auch ein von der F-Inc. 
weitergeleistetes Darlehen in Höhe von 77,4 Mio. EUR. Der F-Inc. wurde von einem 
Bankenkonsortium ohne Sicherheiten ein Gesamtdarlehen in Höhe von 1,15 Mrd. US-
Dollar gewährt. Zwischen Klägerin und Finanzgericht war streitig, in welchem Umfang 
die Zinsen gemäß § 8a KStG a. F. als Betriebsausgaben zu berücksichtigen waren. Die 
F-Inc. vertrat entgegen der Finanzverwaltung die Auffassung, dass die Voraussetzun-
gen des Fremdvergleichs erfüllt gewesen seien, da sie das Darlehen "bei sonst glei-
chen Umständen auch von einem fremden Dritten erhalten" hätte. Gegen die Ableh-
nung des Finanzamts wurde Klage vor dem Finanzgericht (FG) Köln eingereicht. 

Entscheidung 
Die Finanzrichter wiesen die Klage ab. Die Schuldzinsen seien nach § 8a KStG a. F. 
nicht abzugsfähig. Wenngleich die F-Inc. der FWP-KG das mittelbar gewährte Darle-
hen unter Konditionen gewährte, die den ihr selbst eingeräumten Modalitäten ent-
sprachen, stelle dies keinen wirksamen Fremdvergleich dar. Die Richter sahen bereits 
deshalb keine "sonst gleichen Umstände" gegeben, da die Konzernmutter über ein 
sehr weit höheres Vermögen verfügte und die Darlehensgläubiger somit von einer 
sehr unterschiedlichen Haftungsmasse ausgehen konnten. Zugleich verneinte das Ge-
richt das Vorliegen einer echten Rückwirkung für Jahre vor 2004, da durch bestimmte 
Konzernstrukturen die Anwendbarkeit von § 8a KStG a. F. ins Leere lief. Wegen 
grundsätzlicher Bedeutung ließ das Gericht die Revision zum Bundesfinanzhof jedoch 
zu. 
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Konsequenz 
Fremdvergleichsgrundsätze bei Rechtsbeziehungen innerhalb der Konzernstruktur 
sind nach der Entscheidung der Kölner Richter nicht bereits dadurch erfüllt, weil der 
Konzernmutter entsprechende Konditionen gewährt wurden. Es ist sicherzustellen, 
dass Nachweise hinsichtlich des Fremdvergleichsgrundsatzes stets für die jeweils 
konkret betroffene Gesellschaft erbracht werden können. 

 

3. Verstoß gegen Berufsfreiheit bei Ausschluss von GmbH mit Doppelzulassung 

Kernaussage 
Es verstößt gegen die Berufsfreiheit, einer GmbH, zu der sich Rechts- und Patentan-
wälte zusammengeschlossen haben, die doppelte Zulassung als Rechts- und Patent-
anwaltsgesellschaft zu verwehren. Die jeweiligen Vorschriften der Bundesrechtsan-
waltsordnung (BRAO) und Patentanwaltsordnung (PAO) zur Anteils- und Stimm-
rechtsmehrheit sowie der Leitungsmacht und Geschäftsführermehrheit zugunsten 
der namensgebenden Berufsgruppe sind verfassungswidrig und nichtig. 

Sachverhalt 
Die Beschwerdeführerin, eine in Gründung befindliche GmbH, beantragte eine dop-
pelte Zulassung als Rechtsanwalts- und Patentanwaltsgesellschaft. Gründer und Ge-
sellschafter sind seit Anfang 2009 2 Patentanwälte und ein Rechtsanwalt, die zu glei-
chen Teilen am Stammkapital beteiligt und zudem einzelvertretungsberechtigte Ge-
schäftsführer sind. Die Zulassungsanträge wurden abgelehnt und auch die Klage blieb 
in allen gerichtlichen Instanzen erfolglos. 

Entscheidung 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hob die berufsgerichtlichen Entscheidungen 
auf und verwies die Sachen zurück. Durch die angegriffenen Entscheidungen wird die 
Beschwerdeführerin in ihrem Grundrecht auf Berufsfreiheit verletzt. Soweit es der 
Zulassung einer Berufsausübungsgesellschaft von Rechts- und Patentanwälten als 
Rechtsanwaltsgesellschaft entgegensteht, wenn nicht die Anteils- und Stimmrechts-
mehrheit sowie die Leitungsmacht und Geschäftsführermehrheit den Rechtsanwäl-
ten überlassen ist, sind die Regelungen der BRAO mit dem Grundrecht auf Berufs-
freiheit unvereinbar und nichtig. Gleiches gilt für die Regelungen der PAO, die den 
Vorrang der Patentanwälte regeln. Die angegriffenen Vorschriften sind nicht erfor-
derlich, um die berufliche Unabhängigkeit, die Sicherstellung der beruflichen Qualifi-
kationsanforderungen und die Verhinderung von Berufsrechtsverstößen zu errei-
chen, da dies bereits durch gesetzlich geregelte Berufspflichten sichergestellt ist. Zu-
dem sind solche Übergriffe wegen des weitgehend übereinstimmenden Berufsrechts 
nicht zu befürchten. 

mailto:jhk@wirtschaftspruefer-knapp.de


S T E U E R B E R A T E R  W I R T S C H A F T S P R Ü F E R  J O C H E N  H .  K N A P P    ּ◌   

__________________________________________________________________________________________ 
 

_________________________________________________________________________________________________________________ 
WEHRDAER STRASSE 120                        FON + 49 (0) 64 21 - 88 66 7 - 0 
35041 MARBURG                                       FAX + 49 (0) 64 21 - 88 667-29 

  Email: jhk@wirtschaftspruefer-knapp.de 
                         www.wirtschaftspruefer-knapp.de 

                                              Info-Brief-GmbH-04-2014 
          Seite 4 von 5 

Konsequenz 
Das BVerfG hat Rechts- und Patentanwälten mehr Möglichkeiten der Zusammenar-
beit eröffnet. Die berufsrechtliche Bindung ist für die Sicherstellung der Unabhängig-
keit, der Qualitätsanforderungen und zur Verhinderung von Berufsrechtsverstößen 
ausreichend. 

 
 

4. Liquidation der Gesellschaft: Zur Anwendung der Grundsätze der wirtschaftlichen 
Neugründung 

Kernaussage 
Die Grundsätze der wirtschaftlichen Neugründung finden auch in der Liquidation der 
Gesellschaft Anwendung. Dies führt zu erheblichen Haftungsrisiken, sofern die wirt-
schaftliche Neugründung nicht gegenüber dem Registergericht offengelegt wird. Es 
besteht dann nämlich eine Unterbilanzhaftung, bezogen auf die Deckungslücke zwi-
schen Stammkapital und dem Vermögen im Zeitpunkt der wirtschaftlichen Neugrün-
dung. 

Sachverhalt 
Im Juli 2002 wurde die GmbH durch den Ehemann der Beklagten mit einem Stamm-
kapital von 25.000 EUR gegründet. Im Dezember 2004 wurde die Auflösung der Ge-
sellschaft beschlossen, weshalb im Jahr 2005 der Geschäftsbetrieb ruhte. Im März 
2006 wurde die Fortsetzung der GmbH beschlossen und die Geschäfte wurden wie-
der aufgenommen. Im Mai 2006 trat der Ehemann seinen Geschäftsanteil an die Be-
klagte ab, die sodann in einer Gesellschafterversammlung die Änderung der Firma 
der GmbH beschloss. Im Dezember 2009 wurde das Insolvenzverfahren über das 
Vermögen der GmbH eröffnet und der Kläger wurde zum Insolvenzverwalter bestellt. 
Er ist der Auffassung, die Beklagte hafte wegen fehlender Offenlegung einer wirt-
schaftlichen Neugründung für die Differenz zwischen dem Stammkapital und dem im 
Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung vorhandenem Vermögen. Der Bundesgerichtshof 
hob die stattgebenden Entscheidungen der Untergerichte auf und verwies die Sache 
zurück. 

Entscheidung 
Auch bei der Reaktivierung von Liquidationsgesellschaften besteht die Gefahr einer 
Umgehung der Gründungsvorschriften. Entsprechend einer werbenden Gesellschaft 
kommt eine wirtschaftliche Neugründung allerdings nur bei der Wiederbelebung ei-
ner inaktiven Liquidationsgesellschaft in Betracht. Allein die Zweckänderung von der 
Abwicklungsgesellschaft hin zu einer werbenden Gesellschaft ist als solche keine 
wirtschaftliche Neugründung. Werden während der Abwicklungsphase noch nen-
nenswerte Liquidationstätigkeiten wahrgenommen, die auf den Schluss der Liquida-
tion zusteuern, kann nicht von einem Gesellschaftsmantel ausgegangen werden. Auf 
ein nach außen gerichteten Geschäftsbetrieb komme es insoweit nicht an. Eine Haf-
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tung besteht zudem nur im Falle einer Unterbilanz im Zeitpunkt der Anmeldung der 
Fortsetzung der Gesellschaft zum Handelsregister. 

Konsequenz 
Bei der Verwendung des "Mantels" einer inaktiven Abwicklungsgesellschaft sind wie 
bei der Wiederbelebung einer ehemals werbenden Gesellschaft die Gründungsvor-
schriften zu beachten. Stets ist zu prüfen, ob die Gründungsvorschriften entspre-
chend Anwendung finden. 

= = = = = = = = = 
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